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I. Zum Wechsel des Ombudsmanns Immobilien im IVD

Mit Wirkung vom 1. Februar 2015 ist die Stelle des Ombudsmanns Immobilien im IVD, die seit dem Tod
des früheren Ombudsmanns Hans-Eberhard Langemaack im Herbst 2014 vakant war, neu besetzt wor-
den. Neuer Ombudsmann ist der frühere Bundesrichter Wolfgang Ball. Mit seiner Berufung hat der IVD
bewusst eine Person ohne „Verbandsvergangenheit“ oder sonstige Nähe zur Immobilienwirtschaft mit
der Aufgabe der Streitschlichtung zwischen Verbrauchern und IVD-Mitgliedsunternehmen betraut. Diese
Personalentscheidung unterstreicht die Neutralität und Unabhängigkeit des Ombudsmanns und zielt da-
rauf ab, das Vertrauen der Verbraucher in eine faire, unparteiische und weisungsfreie Amtsführung zu
stärken und damit die Akzeptanz des Schlichtungsverfahrens zu fördern.

II. Bericht des Ombudsmanns Immobilien im IVD

Im Jahr 2015 waren – einschließlich der noch unerledigten Beschwerdeverfahren aus dem Jahr 2014 –
insgesamt 41 Verbraucherbeschwerden zu bearbeiten. Der weitaus größte Teil der Beschwerden richtete
sich gegen Immobilienmakler, eine geringere Anzahl betraf Immobilienverwalter, überwiegend Verwalter
von Wohnungseigentümergemeinschaften. Darüber hinaus gingen im Jahr 2015 acht Beschwerden von
Verbrauchern gegen Makler und Verwalter ein, die nicht Mitglied des IVD waren; in diesen Fällen war ein
Schlichtungsverfahren mangels Zuständigkeit des Ombudsmanns abzulehnen. In weiteren 20 Fällen
wandten Verbraucher sich an den Ombudsmann mit der Bitte um Auskunft zu Rechtsfragen oder um
rechtliche Beratung. Den Anfragenden wurde in diesen Fällen jeweils mitgeteilt, dass der Ombudsmann
zur Erteilung von Rechtsrat nicht berechtigt ist (Abschnitt I 2 Satz 3 der Verfahrensordnung für die
Schlichtung von Verbraucherbeschwerden gegen Mitglieder des IVD).

Das Ziel eines Streitschlichtungsverfahrens, eine gütliche Einigung der streitenden Parteien, konnte be-
dauerlicherweise in keinem der bisher abgeschlossenen Fälle erreicht werden. 

Vielfach fehlte es bereits an einer tragfähigen Tatsachengrundlage für einen Schlichtungsvorschlag. Ein
solcher Vorschlag hat sich an Recht und Gesetz zu orientieren (Abschnitt III 4 der Verfahrensordnung für
die Schlichtung von Verbraucherbeschwerden gegen Mitglieder des IVD). Eine rechtliche Beurteilung setzt
aber unabdingbar eine Klärung der rechtlich maßgeblichen Tatsachen voraus. Da die Verfahrensordnung
eine Beweisaufnahme durch den Ombudsmann ausschließt (Abschnitt VI 1 Satz 3 VerfO), war ein Schlich-
tungsvorschlag in der weit überwiegenden Zahl der Beschwerdesachen unmöglich, in denen die Sachver-
haltsschilderung des Beschwerde führenden Verbrauchers von dem jeweiligen IVD-Mitgliedsunternehmen
als Beschwerdegegner dezidiert bestritten wurde.

In einer Reihe von Verfahren lehnte der Ombudsmann einen Schlichtungsvorschlag mit dem Hinweis ab,
dass schon nach dem eigenen Vorbringen des Beschwerdeführers eine Reduzierung der Makler- oder Ver-
waltervergütung nicht angemessen erschien. Beschwerdeführer verkennen in aller Regel, dass nicht jede
Nachlässigkeit oder Ungeschicklichkeit im Rahmen der Tätigkeit eines Maklers zum Verlust oder zu einer
Reduzierung des Provisionsanspruchs führt. Konkrete Schadensersatzansprüche wegen behaupteter
pflichtwidriger Verhaltensweisen eines Maklers waren nur in wenigen Fällen Gegenstand einer Verbrau-
cherbeschwerde. Häufig machten Beschwerdeführer lediglich ihrer Verärgerung über ihrer Ansicht nach
unprofessionelles oder unseriöses Unternehmerverhalten Luft und brachten ihre Besorgnis zum Ausdruck,
das beanstandete Verhalten schädige den Ruf der ganzen Branche.

Wolfgang Ball,
Ombudsmann Immobilien im IVD
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III. Fälle aus der aktuellen Arbeit

Soweit ausnahmsweise die Voraussetzungen für einen Schlichtungsvorschlag gegeben waren (vgl. nach-
stehendes Fallbeispiel 5), scheiterte eine gütliche Streitbeilegung daran, dass der Schlichtungsvorschlag
des Ombudsmanns nicht von beiden Parteien akzeptiert wurde. 

Die nachfolgenden Fallbeispiele geben einen Überblick über das Wirken des Ombudsmanns im Kalender-
jahr 2015.

Fallbeispiel 1

Die Erwerber einer Immobilie in Nordrhein-Westfalen beanstandeten das Vorgehen einer Mitarbeiterin
des Verkäufer-Maklers als unlauter. Nach Darstellung der Beschwerdeführer veranlasste diese die Verkäu-
fer durch unrichtige Angaben zum Kaufinteresse der Beschwerdeführer, einem anderen Interessenten, bei
dem es sich um ihren Bruder handelte, zunächst den Vorzug zu geben, was die Beschwerdeführer schließ-
lich durch Kontaktaufnahme mit den Verkäufern und Richtigstellung der Maklerangaben noch verhindern
konnten. Obwohl ein konkreter Schaden der Beschwerdeführer nicht dargetan war, leitete der damalige
Ombudsmann dem Maklerunternehmen die Beschwerde im September 2014 mit der Bitte um Stellung-
nahme zu. 

Da bis zur Aufnahme der Tätigkeit des neuen Ombudsmannes noch keine Stellungnahme eingegangen
war, wiederholte dieser im Mai 2015 die Aufforderung unter Hinweis auf die satzungsmäßige Pflicht der
IVD-Mitglieder, in einem von dem Ombudsmann eingeleiteten Verfahren binnen eines Monats eine
schriftliche Stellungnahme zu dem Beschwerdevorgang gegenüber der Ombudsstelle abzugeben (§ 3 Nr.
8 der IVD-Satzung). In der schließlich im Oktober 2015 (!) eingegangenen Stellungnahme stellte der
Makler das von den Beschwerdeführern beanstandeten Verhalten seiner Mitarbeiterin in Abrede; die Be-
schwerdeführer traten dem in ihrer Erwiderung im Einzelnen entgegen.

Bei dieser Sachlage hätte angesichts der kontroversen Sachverhaltsdarstellung der Parteien eine tragfähi-
ge Grundlage für einen Schlichtungsvorschlag nur im Wege einer Beweisaufnahme gewonnen werden
können. Eine Beweisaufnahme findet jedoch nach Ziffer VI 1 der Verfahrensordnung für die Schlichtung
von Verbraucherbeschwerden gegen Mitglieder des IVD nicht statt. Der Ombudsmann sah daher mit ei-
nem entsprechenden Hinweis an die Parteien von einem Schlichtungsvorschlag ab. Die Beschwerdeführer
akzeptierten dieses Ergebnis ausdrücklich und bedankten sich für das Engagement des Ombudsmannes.
Bemerkenswert an diesem – insoweit zum Glück singulären – Verfahrensablauf ist die Hartnäckigkeit, mit
der der Makler seine satzungsmäßige Pflicht zur Stellungnahme gegenüber der Ombudsstelle missachte-
te. Erst nach Einschaltung des zuständigen IVD-Regionalverbands und der schriftlichen Androhung ver-
einsrechtlicher Maßnahmen durch dessen Geschäftsführer bequemte sich der Beschwerdegegner zur Ab-
gabe der seit 15 Monaten fälligen Stellungnahme.

Fallbeispiel 2

Der Kunde eines Immobilienmaklers in Hessen wandte sich wegen einer seines Erachtens unverhältnismä-
ßig hohen Maklerprovision, die er als Kaufinteressent mit dem von ihm beauftragten Makler vereinbart
hatte, an den Ombudsmann. Enthalten war die Provisionsvereinbarung in einer von dem Makler vorfor-
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mulierten „Absichtserklärung“, die von den nachmaligen Kaufvertragsparteien unterzeichnet wurde. Der
von dem Beschwerdeführer als Kaufinteressent gebotene Kaufpreis wurde handschriftlich mit 340.500 €
angegeben. Hinsichtlich der Maklerprovision wurde der vorgedruckte Text „5,95 % des Kaufpreises“ ge-
strichen und handschriftlich durch den Betrag 35.000 € ersetzt. Nach dem notariell beurkundeten Kauf
der Immobilie zum Preis von 340.500 € überwies der Beschwerdeführer an den Makler die seiner Erach-
tens „ortsübliche Provision von 5,95 %“ des Kaufpreises (20.259,75 €), behielt den Differenzbetrag zu
35.000 € ein und erklärte gegenüber dem Makler den „Widerruf“ der Absichtserklärung. Mit der an den
Ombudsmann gerichteten Beschwerde beanstandete er, dass der Makler sich eine deutlich überhöhte,
wucherische Provision von 35.000 € eingeräumt habe.

In seiner Stellungnahme zu dem Beschwerdevorbringen bezeichnete der Makler das Beschwerdevorbrin-
gen in einem entscheidenden Punkt als unwahr. Nach seiner Darstellung hatte er dem Beschwerdeführer
ebenso wie anderen Interessenten für das fragliche Objekt die Absichtserklärung unausgefüllt übersandt
und der Beschwerdeführer selbst den gebotenen Kaufpreis und den Provisionsbetrag eingetragen sowie
auch anschließend bis zum Notartermin noch mehrfach erklärt, die Provision in dieser Höhe bezahlen zu
wollen.

Der Beschwerdeführer äußerte sich zu dieser Darstellung des Maklers trotz Aufforderung nicht mehr.
Stattdessen meldete sich für ihn ein Rechtsanwalt und teilte mit, dass der Makler inzwischen Klage auf
Zahlung des von dem Beschwerdeführer einbehaltenen Differenzbetrages von 14.740,26 € erhoben hat-
te. 

Der Ombudsmann wies die Parteien darauf hin, dass der Regelung in Abschnitt III 1 der Verfahrensord-
nung für die Schlichtung von Verbraucherbeschwerden gegen Mitglieder des IVD nicht eindeutig zu ent-
nehmen ist, ob das Schlichtungsverfahren im Falle der Klageerhebung durch den Beschwerdegegner als
erledigt zu behandeln ist, und bot an, einen Schlichtungsversuch zu unternehmen, falls beide Parteien
sich damit einverstanden erklären und den Zivilprozess zum Ruhen bringen würden. Daraufhin teilte der
Prozessbevollmächtigte des Beschwerdegegners mit, dass dieser einem Ruhen des Verfahrens nicht zu-
stimme, aber gleichwohl eine Einigung mit dem Beschwerdeführer außerhalb des Schlichtungsverfahrens
anstrebe. Unter diesen Umständen sah der Ombudsmann von einem Schlichtungsvorschlag ab.

Fallbeispiel 3

Der Käufer einer Eigentumswohnung in Nordrhein-Westfalen behielt nach dem Erwerb der Wohnung von
der vereinbarten Maklerprovision von 5,95 % des Kaufpreises einen Teilbetrag von 4.000 € ein und
wandte sich mit dem Ziel eines auf eine entsprechende Reduzierung der Provision lautenden Schlich-
tungsvorschlags an den Ombudsmann. Zur Begründung machte er geltend, das Maklerunternehmen ha-
be schlechte Arbeit geleistet, erbetene Informationen teilweise nicht, unzutreffend oder unvollständig er-
teilt und ihn schlecht beraten, so dass die hohe Provision von 5,95 % des Kaufpreises nicht gerechtfertigt
sei. 

Als „äußerst grobe Pflichtverletzung“ sei dem Maklerunternehmen anzulasten, dass es dem Beschwerde-
führer die Verkäuferdaten vorenthalten und dadurch einen Direktkontakt mit den Verkäufern verhindert
habe. Das Maklerunternehmen bestritt die erhobenen Vorwürfe und gab an, alle ihm zugänglichen, zum
Teil unter unüblich hohem Zeitaufwand beschafften Informationen an den Beschwerdeführer weitergege-
ben zu haben; bei der Verkäuferseite habe es sich um eine englischsprachige Erbengemeinschaft gehan-



delt, deren Mitglieder verstreut im Ausland lebten und so gut wie keine Kenntnis von dem zu verkaufen-
den Objekt gehabt hätten.

Auf der Grundlage dieses Sach- und Streitstands lehnte der Ombudsmann es ab, den Parteien eine Eini-
gung auf eine Reduzierung der vereinbarten Provision vorzuschlagen. Zwar ergab sich aus der minutiösen
Auflistung der Beanstandungen des Beschwerdeführers, dass das Maklerunternehmen dem Beschwerde-
führer in dem einen oder anderen Punkt noch weiter hätte entgegenkommen und manches mit größerer
Sorgfalt hätte erledigen können. Zu berücksichtigen war aber andererseits auch, dass die Erwartungen
und Ansprüche des Beschwerdeführers an das Maklerunternehmen an Umfang und Intensität das übliche
Maß weit überstiegen. Beileibe nicht alle nicht alle von dem Beschwerdeführer aufgelisteten Versäumnis-
se stellten bei objektiver Betrachtung Verletzungen der üblichen Vertragspflichten eines Immobilienmak-
lers dar. 

Die von dem Beschwerdeführer aufgelisteten Beanstandungen erreichten weder für sich genommen noch in
einer Gesamtschau die Schwelle einer schwerwiegenden Treuepflichtverletzung, die eine (teilweise) Verwir-
kung des Provisionsanspruchs zur Folge hätte. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs kann §
654 BGB 1 zwar auch dann anwendbar sein, wenn der Makler nicht vertragswidrig für den anderen Teil tätig
geworden ist, er aber sonst unter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten den Interessen seines Auftragge-
bers in erheblicher Weise zuwidergehandelt hat. Die Verwirkung des Maklerlohnanspruchs hat jedoch Straf-
charakter. Nicht jede objektiv erhebliche Pflichtverletzung des Maklers und damit auch nicht jedes Informati-
ons- und Beratungsverschulden lässt deshalb den Provisionsanspruch nach § 654 BGB entfallen, vielmehr
muss in erster Linie subjektiv eine schwerwiegende Treuepflichtverletzung gegeben sein; der Makler muss
sich seines Lohnes "unwürdig" erwiesen haben. Das ist erst dann der Fall, wenn er seine Treuepflicht vor-
sätzlich, wenn nicht gar arglistig, mindestens aber in einer dem Vorsatz nahekommenden grob leichtfertigen
Weise verletzt hat.2 Dafür ergaben sich aus dem Beschwerdevorbringen keinerlei Anhaltspunkte.

Fallbeispiel 4

Der Eigentümer einer vermieteten Eigentumswohnung in Hamburg wandte sich an den Ombudsmann mit
dem Anliegen, den Verwalter der Wohnungseigentumsanlage, ein IVD-Mitglied, zur Erteilung einer ord-
nungsgemäßen Heizkostenabrechnung für seine Eigentumswohnung zu veranlassen. Der Verwalter hatte
die Abrechnung in der Weise vorgenommen, dass die Summe der im Abrechnungszeitraum (Kalenderjahr)
vom Verwalter geleisteten Abschlagszahlungen für Gaslieferungen auf der Grundlage der abgelesenen
Zählerstände nach Verbrauch (70 %) und Wohnfläche (30 %) auf die einzelnen Wohneinheiten umgelegt
wurden. Diese Abrechnungen waren jeweils von der Wohnungseigentümerversammlung durch Beschluss
gebilligt worden. Da bei dieser Abrechnungsmethode nur die Summe der Abschlagszahlungen, nicht da-
gegen – wie nach § 7 Abs. 2 der Heizkostenverordnung vorgeschrieben – die gesamten Kosten des im
Abrechnungszeitraum verbrauchten Brennstoffs erfasst werden, sah der Beschwerdeführer sich gehindert,
auf der Grundlage der Abrechnung des Verwalters seinem Mieter eine den zwingenden Vorgaben der
Heizkostenverordnung genügende Heizkostenabrechnung zu erteilen. 
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1 „§ 654 Verwirkung des Lohnanspruchs
Der Anspruch auf den Mäklerlohn und den Ersatz von Aufwendungen ist ausgeschlossen, wenn der Mäkler dem Inhalt des Vertrags zuwi-
der auch für den anderen Teil tätig gewesen ist.“
2 Ständige Rechtsprechung., z. B. BGH, Urteil vom 18.10.2012 – III ZR 106/11, NJW 2012, 3718 Rn. 16.



Eine rechtliche Überprüfung durch den Ombudsmann führte zu dem Ergebnis, dass die Abrechnungsweise
des Hausverwalters über die Heizkosten genau so zu erfolgen hat, wie der Verwalter sie vorgenommen
hatte. Der WEG-Verwalter ist auch nicht verpflichtet, dem einzelnen Wohnungseigentümer eine Heizkos-
tenabrechnung zu erteilen, die dieser so an seinen Mieter weitergeben kann. Um mit dem Mieter abrech-
nen zu können, genügt es vielmehr, dass der Verwalter dem Wohnungseigentümer/Vermieter die Jahres-
rechnung des Energieversorgungsunternehmens zur Verfügung stellt, die die Gesamtkosten des im
Abrechnungszeitraum verbrauchten Brennstoffs ausweist. Der Verwalter hatte sich auf Bitten des Om-
budsmannes sich bereit erklärt, dem Beschwerdeführer diese Abrechnung zu überlassen. Damit hatte sich
das Beschwerdeverfahren erledigt.

Fallbeispiel 5

Für die Vermittlung des Verkaufs ihrer Eigentumswohnung in Norddeutschland schloss die Eigentümerin
mit einer ortsansässigen Maklerin im Dezember 2014 einen bis zum 30. Juni 2015 befristeten „Qualifi-
zierten Makler-Alleinverkaufsauftrag“. In diesem Vertrag war der Angebotspreis mit 248.000 € beziffert,
die Maklerprovision sollte 5 % des Kaufpreises zzgl. 19 % Umsatzsteuer betragen. Für die Dauer der Ver-
tragslaufzeit verpflichtete sich die Verkäuferin, alle Interessenten an die Maklerin zu verweisen und kei-
nen anderen Makler mit dem Verkauf zu beauftragen.

Bereits nach kurzer Zeit zeigte sich die Verkäuferin mit der Vermittlungstätigkeit der Maklerin unzufrie-
den, die sie als nachlässig, fehlerhaft und unprofessionell beanstandete. Mitte Februar 2015 trat die Ver-
käuferin mit dem Ziel einer vorzeitigen Vertragsbeendigung an die Maklerin heran. Diese machte eine
vorzeitige Entlassung der Verkäuferin aus dem befristeten Vertrag von der Zahlung einer „Vorfälligkeits-
Aufwandsentschädigung“ in Höhe von 1.200 € zuzüglich 19 % Mehrwertsteuer, zusammen 1.428 €, ab-
hängig. Die Verkäuferin beanstandete die Höhe dieser Forderung und verlangte – ohne Erfolg – eine de-
taillierte Aufstellung der abzugeltenden Aufwendungen der Maklerin. Eine Zahlung der geforderten
„Vorfälligkeits-Aufwandsentschädigung“ ist nicht erfolgt. Die Verkäuferin beauftragte nach dem 30. Juni
2015 eine andere Maklerin mit dem Verkauf der Eigentumswohnung, die zwischenzeitlich veräußert ist.

Die Verkäuferin/Beschwerdeführerin hat vorgetragen, die Maklerin habe in dem Exposé der Immobilie
und in einer Zeitungsannonce fehlerhafte Angaben zur Beschaffenheit der Eigentumswohnung (Grund-
riss, Baujahr) gemacht, ungeschickte Fotografien gefertigt und nur mit einem einzigen Interessenten die
Wohnung besichtigt. Aus diesen Gründen habe sie, die Beschwerdeführerin, der Maklerin den Auftrag
entzogen. Für den geringen Aufwand und die zudem unprofessionellen Aktivitäten der Maklerin sei der
geforderte Betrag von 1.428 € weit überzogen. Ihr selbst, der Beschwerdeführerin, seien durch die Bin-
dung an den Vertrag bis zum 30. Juni 2015 seit Mitte Februar 2015 Kosten – Wohngeld, Grundsteuer,
Müllbeseitigungskosten, Strom, Kreditzinsen, Anwaltskosten – sowie ein Zinsverlust in Höhe von insge-
samt 3.408,91 € entstanden, die sie von der Maklerin ersetzt verlange.

Die Maklerin hat sich zu den erhobenen Beanstandungen und ebenso zu den Gegenforderungen der Be-
schwerdeführerin trotz mehrfacher Aufforderung unter Fristsetzung nicht geäußert.

Der Ombudsmann hat den Parteien eine Einigung dahin vorgeschlagen, dass die Beschwerdeführerin zur
Abgeltung aller Ansprüche der Maklerin aus und in Zusammenhang mit dem Makler-Alleinverkaufsauf-
trag an die Maklerin einen Betrag von 500 € zuzüglich 19 % Mehrwertsteuer zahlt und dass weiterge-
hende Ansprüche zwischen den Parteien nicht bestehen.
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Zur Begründung dieses Einigungsvorschlags hat der Ombudsmann folgendes ausgeführt: 

Die von der Maklerin ursprünglich geforderte „Vorfälligkeits-Aufwandsentschädigung“ von 1.428 € ist
infolge Zeitablaufs gegenstandslos, da es zu einer einvernehmlichen vorzeitigen Beendigung des bis zum
30. Juni 2015 befristeten Maklervertrages nicht gekommen ist. Da der Verkauf der Eigentumswohnung
der Beschwerdeführerin erst nach Vertragsablauf und durch Vermittlung einer anderen Maklerin erfolgt
ist, steht der Maklerin auch kein Provisionsanspruch zu. Verlangen kann sie jedoch als Folge der von der
Beschwerdeführerin betriebenen vorzeitigen Einstellung ihrer Vermittlungstätigkeit den Ersatz ihrer bis
dahin getätigten Aufwendungen für die Erstellung des Exposés, Zeitungsannoncen, Besichtigungs- und
Fototermine sowie die Einstellung der Immobilie in diverse Internet-Portale. Zur Höhe dieser Aufwendun-
gen hat die Maklerin allerdings keinerlei Angaben gemacht. Da im Rahmen des Schlichtungsverfahrens
hierzu keine Ermittlungen angestellt werden können, ist der insoweit anzusetzende Betrag im Wege einer
groben Schätzung mit 500 € zuzüglich 19 % Mehrwertsteuer anzusetzen.

Gegenforderungen der Beschwerdeführerin bestehen nicht. Die Beschwerdeführerin hat sich selbst durch
ihr Vorgehen in die missliche Lage manövriert, dass einerseits die Einschaltung eines anderen Maklers vor
dem 30. Juni 2015 wegen der fortbestehenden Bindung an den Alleinverkaufsauftrag unterbleiben muss-
te, während andererseits der Beschwerdegegnerin eine (weitere) Tätigkeit mit dem Ziel, den Verkauf der
Eigentumswohnung der Beschwerdeführerin zu vermitteln, unmöglich gemacht wurde. Dass der Be-
schwerdeführerin bis zum 30. Juni 2015 weiter Kosten für die Immobilie und Zinsausfälle entstanden
sind, ist Folge der Bindung an den befristeten Vertrag mit der Beschwerdegegnerin, auf dessen vorzeitige
Beendigung die Beschwerdeführerin keinen Anspruch hatte. 

Anders wäre dies allenfalls dann zu beurteilen, wenn die von der Beschwerdeführerin beanstandeten
Fehler und die „unprofessionelle“ Ausführung des Maklervertrages durch die Maklerin die Schwelle eines
wichtigen Grundes zur außerordentlichen Kündigung des Vertrages erreicht hätten. Das ist jedoch nicht
der Fall. Ein wichtiger Grund zur außerordentlichen Kündigung eines Dauerschuldverhältnisses ist erst
dann gegeben, wenn dem kündigenden Teil unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und
unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses bis zur vereinbar-
ten Beendigung oder bis zum Ablauf einer Kündigungsfrist nicht zugemutet werden kann (§ 314 Abs. 1
Satz 2 BGB). Diese Intensität erreichen die von der Beschwerdeführerin beanstandeten Unzulänglichkei-
ten der Maklertätigkeit nicht.

Die Beschwerdeführerin teilte dem Ombudsmann daraufhin mit, der Einigungsvorschlag sei inakzeptabel.
Damit kam auch in diesem Fall keine Einigung zustande.
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IV. Das Verbraucherstreitbeilegungsgesetz und seine 
Bedeutung für den IVD

Neben seiner Schlichtungstätigkeit beschäftigte der Ombudsmann sich in der zweiten Jahreshälfte 2015
schwerpunktmäßig mit dem Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG)3, das mit erheblicher Verspätung
schließlich am 1. April 2016 in seinen wesentlichen Teilen in Kraft getreten ist. Mit dem Gesetz wird die
EU-Richtlinie über alternative Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten 4 umgesetzt. Daneben ent-
hält es Regelungen zur Durchführung der (unmittelbar geltenden) EU-Verordnung über Online-Streitbeile-
gung in Verbraucherangelegenheiten. Damit wird die in Deutschland bislang nur lückenhaft vorhandene
institutionelle außergerichtliche Streitschlichtung für Verbraucherangelegenheiten flächendeckend einge-
führt. Der nachfolgende Überblick informiert über die für die IVD-Mitgliedsunternehmen praktisch be-
deutsamen Regelungen und weist auf gegebenen Handlungsbedarf hin.

Verbraucherschlichtungsstellen

Das Gesetz gilt nur für Verbraucherschlichtungsstellen, die nach diesem Gesetz als private Verbraucher-
schlichtungsstelle anerkannt oder als behördliche Verbraucherschlichtungsstelle eingerichtet oder die auf-
grund anderer Rechtsvorschriften anerkannt, beauftragt oder eingerichtet wurden.5 Zuständige Behörde
für die Anerkennung ist das Bundesamt für Justiz. 6 Andere Einrichtungen dürfen nicht als Verbraucher-
schlichtungsstelle bezeichnet werden.7 Eine Ausnahme gilt für Schlichtungsstellen, die in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum nach der ADR-Richtlinie aner-
kannt und in die von der Europäischen Kommission geführte Liste aller im Europäischen Wirtschaftsraum
anerkannten Streitbeilegungsstellen aufgenommen worden sind.8

Die Verbraucherschlichtungsstelle führt auf Antrag eines Verbrauchers Verfahren zur außergerichtlichen
Beilegung von Streitigkeiten aus einem Vertrag zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher
(Verbrauchervertrag nach § 310 Abs. 3 BGB) oder über das Bestehen eines solchen Vertrages – mit Aus-
nahme arbeitsvertraglicher Streitigkeiten – durch.9 Die Zuständigkeit kann auf bestimmte Wirtschaftsbe-
reiche, Vertragstypen oder Unternehmen, z. B. wie im Falle der Ombudsstelle des IVD auf Mitgliedsunter-
nehmen des Trägerverbands, beschränkt werden.10

In erster Linie soll die Aufgabe der Verbraucherstreitschlichtung von privaten Verbraucherschlichtungsstel-
len wahrgenommen werden. Träger einer solchen Einrichtung muss ein eingetragener Verein sein.11 Dafür
kommen vor allem die Verbände in Frage. Soweit sie wie im Regelfall einseitig die Interessen der Unter-
nehmerseite oder die der Verbraucherseite wahrnehmen oder von der jeweiligen Seite finanziert werden,
muss für die Verbraucherschlichtungsstelle ein getrennter, zweckgebundener und ausreichender Haushalt
zur Verfügung stehen.12
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3 Gesetz über die alternative Streitbeilegung in Verbrauchersachen, Art. 1 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie über alternative Streit-
beilegung in Verbraucherangelegenheiten und zur Durchführung der Verordnung über Online-Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten
vom 19.2.2016, BGBl. I S. 254.
4 Richtlinie 2013/11/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 über die alternative Beilegung verbraucherrechtli-
cher Streitigkeiten und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG (Richtlinie über alternative Streit-
beilegung in Verbraucherangelegenheiten).
5 § 1, § 2 Abs. 1 VSBG.
6 § 27 Abs. 1 VSBG.
7 § 2 Abs. 2 Satz 1 VSBG.
8 § 2 Abs. 2 Satz 2 VSBG.
9 § 4 Abs. 1 VSBG.
10 § 4 Abs. 2 VSBG.
11 § 3 Abs. 1 Satz 1 VSBG.
12 § 3 Abs. 1 Satz 2 VSBG.



Die Verbraucherschlichtungsstelle muss mit mindestens einer Person besetzt sein, die mit der außergerichtli-
chen Streitbeilegung betraut und für die unparteiische und faire Verfahrensführung verantwortlich ist (Streit-
mittler).13 Streitmittler kann nur ein Volljurist oder ein zertifizierter Mediator sein.14 Er muss über Rechtskennt-
nisse, insbesondere im Verbraucherrecht, und über das zur Streitschlichtung in seinem Zuständigkeitsbereich
erforderliche Fachwissen verfügen.15 In den letzten drei Jahren vor seiner Bestellung darf er nicht für ein Un-
ternehmen oder einen Verband in dem Wirtschaftsbereich tätig gewesen sein, für den die Verbraucherschlich-
tungsstelle zuständig ist.16 Der Streitmittler ist für einer angemessene Zeit, mindestens drei Jahre, zu
bestellen.17 Er ist unabhängig und an Weisungen nicht gebunden.18 Er darf nicht von nur einem Unternehmen
oder Konzern vergütet oder beschäftigt werden; seine Vergütung darf nicht erfolgsabhängig sein.19

Das Streitbeilegungsverfahren und die Einzelheiten seiner Durchführung müssen in einer Verfahrensord-
nung der Verbraucherschlichtungsstelle geregelt werden.20 Diese sowie klare und verständliche Informa-
tionen zur Zuständigkeit und Erreichbarkeit der Verbraucherschlichtungsstelle, zu dem/den Streitmittler/n
und zum Verfahrensablauf sind auf einer Webseite der Verbraucherschlichtungsstelle zu veröffentlichen.21

Ist Träger der Verbraucherschlichtungsstelle ein Verband, der Unternehmerinteressen wahrnimmt, oder
wird die Verbraucherschlichtungsstelle von einem solchen Verband finanziert, so ist an der Festlegung
und Änderung ihrer Zuständigkeit, der Verfahrensordnung der Verbraucherschlichtungsstelle und der Be-
stellung oder Abberufung des Streitmittlers ein Verbraucherverband zu beteiligen.22 Dasselbe gilt umge-
kehrt für eine von einem Verbraucherverband getragene oder finanzierte Verbraucherschlichtungsstelle.23

Streitbeilegungsverfahren

Der Zugang zum Verbraucherschlichtungsverfahren ist im Gesetz bewusst einfach und verbraucherfreund-
lich geregelt. Für den verfahrenseinleitenden Antrag und alle sonstigen Mitteilungen genügt Textform
(z.B. E-Mail).24 Die Beteiligten können sich anwaltlich vertreten lassen,25 einen Anwaltszwang darf die
Verfahrensordnung nicht vorschreiben.26

Das Streitbeilegungsverfahren beginnt mit der Prüfung, ob die Streitigkeit in die Zuständigkeit der Ver-
braucherschlichtungsstelle fällt und ob Ablehnungsgründe (z. B. Anhängigkeit der Streitigkeit bei Gericht
oder einer anderen Verbraucherschlichtungsstelle, Nichterreichen einer in der Verfahrensordnung festge-
legten Wertgrenze, Mutwilligkeit des Antrags) vorliegen.27 Ist diese Hürde genommen, unterrichtet die
Verbraucherschlichtungsstelle den Antragsteller und unter Übersendung des Antrags auch den Antrags-
gegner unter anderem darüber, dass das Verfahren nach der Verfahrensordnung durchgeführt wird und
dass diese auf der Webseite der Verbraucherschlichtungsstelle verfügbar ist, dass die Beteiligten sich an-
waltlich vertreten oder beraten lassen können, dazu aber nicht verpflichtet sind, und dass das Ergebnis
des Schlichtungsverfahrens von dem Ergebnis eines gerichtlichen Verfahrens abweichen kann.28
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13 § 6 Abs. 1 Satz 1 VSBG.
14 § 6 Abs. 2 Satz 2 VSBG.
15 § 6 Abs. 2 Satz 1 VSBG.
16 § 6 Abs. 3 VSBG.
17 § 8 Abs. 1 VSBG.
18 § 7 Abs. 1 Satz 1 VSBG.
19 § 7 Abs. 2 VSBG.
20 § 5 Abs. 1 VSBG.21 § 10 Abs. 1 VSBG.22 § 9 Abs. 1 VSBG.23 § 9 Abs. 2 VSBG.
21 § 10 Abs. 1 VSBG.
22 § 9 Abs. 1 VSBG.
23 § 9 Abs. 2 VSBG.
24 § 11 VSBG.
25 § 13 Abs. 1 VSBG.
26 § 13 Abs. 2 VSBG.
27 § 14 VSBG.
28 § 16 VSBG.



Die Verbraucherschlichtungsstelle gewährt den Parteien rechtliches Gehör.29 Für Erklärungen der Parteien
können Fristen gesetzt werden.30 Sofern die Verfahrensordnung dies vorsieht, kann der Streitmittler die
Streitigkeit bei Einverständnis der Parteien mit diesen mündlich erörtern.31 Der Antragsteller kann das Ver-
fahren jederzeit dadurch beenden, dass er seinen Antrag zurücknimmt oder der weiteren Durchführung
des Verfahrens widerspricht.32 Der Streitmittler beendet das Verfahren, wenn der Antragsgegner erklärt,
dass er an dem Verfahren nicht teilnehmen oder es nicht fortsetzen will, es sei denn, dass der Antrags-
gegner durch Gesetz, Satzung oder Vertrag zur Teilnahme verpflichtet ist.33

Die Verbraucherschlichtungsstelle benachrichtigt die Parteien, sobald diese Gelegenheit zur Stellungnah-
me hatten und die Verbraucherschlichtungsstelle keine weiteren Unterlagen und Informationen benö-
tigt.34 Aus der auf diese Weise entstandenen „vollständigen Beschwerdeakte“35 ergibt sich die Sachlage,
die der Streitmittler einem Schlichtungsvorschlag zugrunde legt.36 Dieser soll am geltenden Recht ausge-
richtet sein und insbesondere zwingende Verbraucherschutzgesetze beachten.37 Er muss eine Begründung
enthalten, aus der sich der zugrunde gelegte Sachverhalt und die rechtliche Bewertung des Streitmittlers
ergeben.38 Die Verbraucherschlichtungsstelle übermittelt den Parteien den Schlichtungsvorschlag in der
Regel binnen 90 Tagen in Textform unter Fristsetzung zur Stellungnahme.39 Zugleich unterrichtet sie die
Parteien darüber, dass der Schlichtungsvorschlag von dem Ergebnis eines gerichtlichen Verfahrens abwei-
chen kann, dass mit der Annahme des Vorschlags eine rechtlich bindende Einigung zustande kommt und
dass es den Parteien freisteht, den Vorschlag nicht anzunehmen und die Gerichte anzurufen.40

Die Verbraucherschlichtungsstelle übermittelt den Parteien das Ergebnis des Streitbeilegungsverfahrens in
Textform.41 Diese Mitteilung ist als Bescheinigung nach § 15a EGZPO über einen erfolglosen Einigungs-
versuch zu bezeichnen, wenn es nicht zu einer Einigung kommt.42

Für den Verbraucher ist das Streitbeilegungsverfahren in der Regel unentgeltlich.43 Nur bei einem miss-
bräuchlichen Antrag kann von ihm ein Entgelt von höchstens 30 € erhoben werden.44

Informationspflichten

Um den Verbrauchern den Zugang zu der zuständigen Verbraucherschlichtungsstelle zu erleichtern, regelt
das Gesetz Informationspflichten des Unternehmers,45 die allerdings erst ab 1. Februar 2017 gelten.46

Eine allgemeine Informationspflicht47 betrifft Unternehmer, die eine Webseite unterhalten oder Allgemei-
ne Geschäftsbedingungen verwenden. Dort muss der Unternehmer klar und verständlich angeben, 
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29 § 17 Abs. 1 Satz 1 VSBG.
30 § 17 Abs. 1 Satz 2, 3 VSBG.
31 § 17 Abs. 2 VSBG.
32 § 15 Abs. 1 VSBG.
33 § 15 Abs. 2 VSBG.
34 § 20 Abs. 1 Satz 1 VSBG.
35 § 20 Abs. 1 Satz 2 VSBG.
36 § 19 Abs. 1 Satz 1 VSBG.
37 § 19 Abs. 1 Satz 2 VSBG.
38 § 19 Abs. 1 Satz 3 VSBG.
39 § 19 Abs. 2, 3 Satz 2 VSBG.
40 § 19 Abs. 3 Satz 1 VSBG.
41 § 21 Abs. 1 VSBG.
42 § 21 Abs. 2 VSBG.
43 § 23 Abs. 1 VSBG.
44 § 23 Abs. 1 VSBG.
45 §§ 36, 37 VSBG.
46 Art. 24 Abs. 1 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie über alternative Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten und zur Durch-
führung der Verordnung über Online-Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten.
47 § 36 VSBG.



„inwieweit“ er zur Teilnahme an Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle bereit
oder verpflichtet ist.48 Auch wenn ein Unternehmer generell nicht zur Teilnahme an einem Streitbeile-
gungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle bereit ist, muss er darauf hinweisen.49 Von dieser
Hinweispflicht befreit sind Unternehmen mit nicht mehr als zehn Beschäftigten (Stichtag: 31. Dezember
des Vorjahres).50 Sie müssen lediglich – wie alle Unternehmer – auf die zuständige Verbraucherschlich-
tungsstelle hinweisen, wenn sie sich verpflichten oder gesetzlich verpflichtet sind, an Streitbeilegungsver-
fahren der Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen.51

Der Unternehmer muss ferner auf die zuständige Verbraucherschlichtungsstelle (Anschrift und Webseite)
hinweisen, dies allerdings nur dann, wenn er sich zur Teilnahme an einem Streitbeilegungsverfahren vor
einer Verbraucherschlichtungsstelle verpflichtet hat oder auf Grund von Rechtsvorschriften zur Teilnahme
verpflichtet ist.52 Erklärt der Unternehmer sich lediglich allgemein zur Teilnahme an Streitbeilegungsver-
fahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle bereit, besteht keine Pflicht zum Hinweis auf die zuständi-
ge Verbraucherschlichtungsstelle.

Eine spezielle Hinweispflicht53 im Einzelfall trifft den Unternehmer ferner, wenn eine Streitigkeit über ei-
nen Verbrauchervertrag nicht bilateral beigelegt werden konnte.54 Er muss den Verbraucher dann in Text-
form55 auf die für ihn zuständige Verbraucherschlichtungsstelle hinweisen und angeben, ob er zur Teil-
nahme an einem Streitbeilegungsverfahren bei dieser Verbraucherschlichtungsstelle bereit oder
verpflichtet ist.56 Die Hinweispflicht besteht auch dann, wenn beides nicht der Fall ist,57 und trifft auch
Unternehmer mit nicht mehr als zehn Beschäftigten.58

Handlungsbedarf für IVD-Mitgliedsunternehmen

Es ist beabsichtigt, die Anerkennung der Ombudsstelle des IVD, die die gesetzlichen Voraussetzungen ei-
ner Anerkennung schon jetzt im Wesentlichen erfüllt, als Verbraucherschlichtungsstelle nach dem Verbrau-
cherstreitbeilegungsgesetz zu beantragen. IVD-Mitgliedsunternehmen werden daher wie bisher die au-
ßergerichtliche Streitbeilegung durch den Ombudsmann Immobilien im IVD nutzen können.

Ob IVD-Mitgliedsunternehmen nach der IVD-Satzung generell im Sinne des Gesetzes verpflichtet sind, an
Streitbeilegungsverfahren vor der IVD-Ombudsstelle teilzunehmen, lässt sich nicht sicher beantworten.
Die Satzung verpflichtet sie nach § 3 Nr. 8 lediglich, in einem vom Ombudsmann eingeleiteten Verfahren
innerhalb von vier Wochen gegenüber der Ombudsstelle eine schriftliche Stellungnahme zu dem Be-
schwerdevorgang abzugeben. Zu weiteren Mitwirkungshandlungen – etwa ergänzenden Auskünften ge-
genüber dem Ombudsmann, Vorlage von Schriftstücken, Stellungnahme zu einem Streitschlichtungsvor-
schlag – verpflichtet sie die Satzung nicht. 
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48 § 36 Abs. 1 Nr. 1 VSBG.
49 Begründung des Regierungsentwurfs zum VSBG, BT-Drucks. 18/5089, S. 75.
50 § 36 Abs. 3 VSBG.
51 Begründung des Regierungsentwurfs zum VSBG, BT-Drucks. 18/5089, S. 75.
52 § 36 Abs. 1 Nr. 2 VSBG.
53 § 37 VSBG.
54 § 37 Abs. 1 Satz 1 VSBG.
55 § 37 Abs. 2 VSBG.
56 § 37 Abs. 1 Satz 2 VSBG.
57 Begründung des Regierungsentwurfs zum VSBG, BT-Drucks. 18/5089, S. 75.
58 Vgl. § 36 Abs. 3 VSBG.



Es ist allerdings nicht auszuschließen, dass die Rechtsprechung schon die satzungsmäßige Pflicht zur Stel-
lungnahme als Verpflichtung zur „Teilnahme“ am Schlichtungsverfahren genügen lassen wird. IVD-Mit-
gliedsunternehmen, die eine Webseite unterhalten und/oder Allgemeine Geschäftsbedingungen verwen-
den, sollten daher zur eigenen Sicherheit (Abmahnrisiko!) Verbraucher dort darüber informieren, dass sie
verpflichtet sind, an Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle/der IVD-Ombuds-
stelle teilzunehmen.59

Die weitere allgemeine Informationspflicht, Verbraucher auf die zuständige Verbraucherschlichtungsstelle
hinzuweisen, trifft nach § 36 Abs. 1 Nr. 2 VSBG (nur solche) Unternehmer, die sich zur Teilnahme an
Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle verpflichtet haben (oder dazu kraft Ge-
setzes verpflichtet sind). Das trifft nach der hier aus Gründen der Rechtssicherheit empfohlenen Sichtwei-
se auf IVD-Mitgliedsunternehmen zu.

IVD-Mitgliedsunternehmen, die sich hiervon abweichend nicht für verpflichtet halten, an Streitbeilegungs-
verfahren vor der IVD-Ombudsstelle teilzunehmen, und die sich lediglich bereit erklären, generell oder
von Fall zu Fall an Streitbeilegungsverfahren vor der IVD-Ombudsstelle teilzunehmen, sind nach dem Ge-
setzeswortlaut nicht verpflichtet, Verbraucher auf die zuständige Verbraucherschlichtungsstelle hinzuwei-
sen. Erklärt ein Unternehmer sich allerdings in einem Einzelfall einem Verbraucher gegenüber bereit, an
einem Streitbeilegungsverfahren vor der IVD-Ombudsstelle teilzunehmen, liegt es nicht fern, ihn insoweit
als zur Teilnahme verpflichtet anzusehen. Daraus folgt: IVD-Unternehmen, die eine Teilnahme an Streit-
beilegungsverfahren vor der IVD-Ombudsstelle nicht generell verweigern, müssen auch die allgemeine In-
formationspflicht nach § 36 Abs. 1 Nr. 2 VSBG erfüllen. Anderenfalls droht Abmahnung!

Ausgenommen von der Allgemeinen Informationspflicht nach § 36 Abs. 1 Nr. 1 VSBG sind gemäß § 36
Abs. 3 VSBG lediglich solche IVD-Mitgliedsunternehmen, die am 31. Dezember des Vorjahres nicht mehr
als zehn Personen (Kopfzahl) beschäftigt haben. Ihnen steht es frei, in beliebiger Form auf ihre satzungs-
mäßige Verpflichtung60 zur Teilnahme an Streitbeilegungsverfahren vor der IVD-Ombudsstelle hinzuwei-
sen bzw. sich zur Teilnahme bereit zu erklären (Werbeeffekt!). Die weitere Allgemeine Informationspflicht
nach § 36 Abs. 1 Nr. 2 VSBG trifft ausnahmslos alle Unternehmer, die sich zur Teilnahme an einem Streit-
beilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle verpflichtet haben, nach der hier empfohle-
nen Sichtweise also alle IVD-Mitgliedsunternehmen, auch wenn sie nicht mehr als zehn Mitarbeiter be-
schäftigen.

Nach dem Entstehen einer Streitigkeit mit einem Verbraucher, die bilateral nicht beigelegt werden kann,
müssen gemäß § 37 VSBG ausnahmslos alle IVD-Mitgliedsunternehmen in Textform auf die für sie zu-
ständige Verbraucherschlichtungsstelle unter Angabe von deren Anschrift und Webseite hinweisen, auch
wenn sie sich nicht für verpflichtet halten oder nicht bereit sind, an einem Streitbeilegungsverfahren bei
dieser Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen. Sie müssen zusätzlich angeben, ob sie an einem
Streitbeilegungsverfahren bei dieser Verbraucherschlichtungsstelle teilnehmen oder dies ablehnen.
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59 § 36 Abs. 1 Nr. 1 VSBG.
60 § 3 Nr. 8 der IVD-Satzung sieht eine Ausnahme für Mitgliedsunternehmen mit nicht mehr als zehn Mitarbeitern nicht vor.



V. Ausblick

Mit der flächendeckenden Einrichtung von Verbraucherschlichtungsstellen und deren zunehmender Prä-
senz in den Medien und im Internet wird die Möglichkeit einer außergerichtlichen Streitbeilegung stärker
in das Bewusstsein der Verbraucher rücken. In der Praxis zeigt sich schon heute, dass Verbraucher in
Streitfällen die Rechtslage in aller Regel nicht zuverlässig beurteilen können und deswegen häufig die In-
anspruchnahme anwaltlicher und gerichtlicher Hilfe aus Kostengründen scheuen. Die Aussicht, im Kon-
fliktfall eine für den Verbraucher unentgeltliche Streitschlichtung durch einen kompetenten und unpar-
teiischen Streitschlichter in Anspruch nehmen zu können, kommt dem Verbraucherinteresse daher sehr
entgegen. 

Verbraucher werden deshalb in Zukunft verstärkt die Auswahl und Entscheidung für einen bestimmten
Unternehmer Vertragspartner auch unter dem Gesichtspunkt treffen, ob ein in Betracht kommender Un-
ternehmer allgemein zur Teilnahme an Streitschlichtungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle
bereit (oder verpflichtet) ist. Unternehmer können sich diesen Umstand werbend zunutze machen und
sich damit einen nicht zu unterschätzenden Wettbewerbsvorteil sichern, auch wenn sie zur Teilnahme an
Streitschlichtungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle und zu einem allgemeinen Hinweis
auf eine zuständige Verbraucherschlichtungsstelle nicht verpflichtet sind. Auch aufgrund dieser Überle-
gung sollten IVD-Mitgliedsunternehmen offensiv auf ihre Verpflichtung (oder Bereitschaft) zur Teilnahme
an Streitbeilegungsverfahren und die dafür zuständige IVD-Ombudsstelle hinweisen.
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Bitte richten Sie Ihre Beschwerde an:

Ombudsmann Immobilien im Immobilienverband Deutschland IVD Bundesverband der Immobilienberater,
Makler, Verwalter und Sachverständigen e.V. 
– Ombudsstelle –
Littenstraße 10, 10179 Berlin, Fax: 030-27572678
E-Mail: info@ombudsmann-immobilien.net 

www.ombudsmann-immobilien.net




